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Zur Errichtung von Zdioten- und Cretinen-Anſtalten. 
Von Ferdinand Kirchlehner, k. k. Statthaltereirath. 
(Schluß.) 


In Oeſterreich beſteht dermal nur eine einzige derartige Anſtalt, 
nämlich die Idioten⸗Anſtalt in Prag; ſie wurde von dem St. Anna⸗ 
Frauenvereine gegründet und im Juni 1871 eröffnet und wird im 
Programme als „Humanitäts⸗Anſtalt“ bezeichnet. Als Director der 
Anſtalt fungirt ſeit dem Beſtehen der Arzt Dr. Carl Amerling. Nach 
den eingezogenen Erkundigungen nahm und nimmt die Schulbehörde 
auf die Anſtalt keinen Einfluß; doch führt laut vorliegenden Programmes 
die Auſſicht ein ärztliches Curatorium mit Zuziehung bewährter Päda⸗ 
gogen (darunter Lehrer der Taubſtummen-Anſtalt), welches namentlich 
auf die Eignung der Pfleglinge und Zöglinge zur Aufnahme Einfluß 
nimmt. Der Staatsverwaltung iſt das Recht der Ueberwachung und 
Eontrole in jeder Beziehung gewahrt. 

Der Wirkſamkeit nach gliedert ſich die Auſtalt in a) eine Verſuchs⸗ 
Anſtalt, b) Bildungs⸗, Erziehungs⸗ und Unterrichts⸗Anſtalt, c) in die 
Pflege⸗Anſtalt (Asyl). Allen Abtheilungen gemeinſam wird eine 
„ärztliche Behandlung und Einwirkung, der ſich die päda— 
gogiſche unterordnen muß, zu Theil“. 

Das Erziehungsweſen iſt ganz von 
abhängig. 

Nach einem Berichte ex 1875, in welchem die Idioten-⸗Anſtalt 
als eine „Heil-, Pflege- und Erziehungs⸗Anſtalt bezeichnet wird, wurden 
laut Bewegungs⸗Tabelle nach Behandlungserfolgen von 51 Pfleglingen 


pſychiatriſcher Leitung 


37 „patriarchaliſch“ und nur 3 „literariſch“ erzogen, ferner 35 


„induſtrialiſirt“ (in gewerblichen Arbeiten unterwieſen). 
Aus dem eben geſchilderten Vorgange, wie er in der Idioten 


Anſtalt in Prag platzgreift, wird außer Zweifel geſtellt, daß dieſe 
Anſtalt als Humanitäts- und nicht als Unterrichts-Anſtalt gilt. 

Das Miniſterium des Innern rangirt die Idioten-Anſtalten 
in die Claſſe der Verſorgungs-Auſtalten, indem es im Erlaſſe 
vom 28. Auguſt 1877, 3. 10.854, betreffend die Nachweiſungen 
zur Sanitäts Statiſtik über Verſorgungs-Anſtalten, anordnet, daß 
Idioten⸗Anſtalten vorläufig den Verſorgungs-Anſtalten zuzuzählen find, 
da gegenwärtig bei der noch geringen Anzahl keine beſonderen Nach- 
weiſungen über dieſelben vorgeſchrieben ſind. 

Die Bewilligung zur Errichtung von Privatheil-, Pflege- und 
derlei Humanitäts-Anftalten hat aber die Landes- als Sanitätsbehörde 
zu ertheilen und ſteht ihr auf Grund des Geſetzes vom 30. April 
1870, R. G. Bl. Nr. 68, § 2 lit. b. auch die Oberaufſicht zu; 
während der Landesſchulbehörde eine derartige geſetzliche Grundlage zu 
ihrem initiativen Eingreifen zu mangeln ſcheint, wenn man das über 
den § 70 des Reichsvolksſchulgeſetzes und den § 37 des Schulaufſichts⸗ 
geſetzes vom 8. Februar 1869 weiter vorne Geſagte in Erwägung 
und weiters auch den Umſtand in Rückſicht zieht, daß Idioten⸗An⸗ 
ſtalten von ſanitären lärztlichen) und nicht pädagogiſchen Geſichtspunkten 


aufzufaſſen find und die Bedingungen zu deren Einreihung in die 


Kategorie von Sanitäts⸗Auſtalten gegeben erſcheinen. 

Was insbeſondere die früher beſprochene Anſtalt in St. Ruprecht 
bei Bruck betrifft, ſo ſei noch bemerkt, daß ſich für deren Errichtung 
eine ſehr rege Theilnahme in allen Schichten der Bevölkerung Fund» 
gab, indem durch eine öffentliche Sammlung und durch die Veran— 
ſtaltung einer Effecten-Lotterie ganz anſehnliche Beiträge zufammengebracht 
wurden und daß — wie vorne anmerkungsweiſe erwähnt — die 
Eröffnung im Herbſte vorigen Jahres ſtattfand. Es iſt übrigens zu 
wünſchen, daß die Congregation wieder zu ihrem urſprünglichen 
Programme zurückkehre und ſich auf die Aufnahme von Geiſtesſchwachen 
beſchränke; wenn dann das Taubſtummen⸗Inſtitut von den minder 
bildungsfähigen in die Anſtalt nach Bruck zu überſtellenden Taub⸗ 
ſtummen entlaſtet würde, wäre jede dieſer beiden Anſtalten in der 
Lage, ihren Zweck vollſtändig zu erreichen, denn es kann wohl von 
Niemandem in Abrede geſtellt werden, daß die Behandlung dieſer 
zwei Gattungen von unglücklichen Geſchöpfen eine durchwegs ver— 
ſchiedene fein müſſe, und daß man es bei dem Taubſtummen⸗Inſtitute 
allerdings mit einer dem Einfluſſe des Landesſchulrathes unterſtellten 
Unterrichts⸗Anſtalt zu thun habe. 

Im Weiteren muß hier noch des Umſtandes Erwähnung geſchehen, 
daß ſchon vor der Errichtung der Idioten⸗Anſtalt in St. Ruprecht 
dem Convente der barmherzigen Brüder im Principe von der ſteier⸗ 
märkiſchen Statthalterei bewilligt wurde, in Kainbach bei Graz eine 
Cretinen-Anſtalt zu errichten, welcher das Programm zu Grunde 
liegt, Geiſtesſchwache, Blödſinnige und Idioten männlichen Geſchlechtes 
ohne Unterſchied des Religionsbekenntniſſes und aller Grade des 
Leidens bis zum tiefſten Cretinismus aufzunehmen, zur Heilung, wenn 
die Individuen bildungsfähig find, oder zur Pflege (Aſyl) 


Als Grundlage des Programmes galt das Statut der Cretinen⸗ 
Anſtalt zu Ecksberg in Oberbaiern ), in welcher die Zöglinge in 


Garten⸗, Feld und Handarbeiten unterrichtet, zum Sprechen angeleitet 


werden, endlich die Bildungsfähigeren Leſen, Schreiben und Rechnen 
lernen. 


und veranſtaltet gegenwärtig eine Effecten-Lotterie, hat übrigens bereits 
thatſächlich mehrere vollſtändige Cretinen in das Aſyl aufgenommen, 
ohne daß eine eigentliche Eröffnung der Anſtalt bisher ſtattgefunden hat. 


Endlich richtete die General⸗Oberin der barmherzigen Schweſtern 
von der Congregation des heil. Carolus Borromaeus zu Teſchen eine 
Eingabe an das Miniſterium des Innern um Bewilligung zur Errich⸗ 
tung einer Cretinen-Anſtalt in Steiermark; die ſteiermärkiſche Statt⸗ 


halterei berichtete, daß die Errichtung einer ſolchen Anſtalt in Murau 


zweckmäßig erſcheine und daß nach ihrer Anſchauung diesfalls der S 2 


lit. b des Sanitätsgeſetzes vom Jahre 1870 maßgebend ſei Das 
Miniſterium des Innern ſtimmte dieſem Antrage mit dem an die 
ſchleſiſche Landesregierung gerichteten 
3. 10.177, bei und nunmehr iſt das Einſchreiten der beſagten Congre— 
gation um Errichtung einer Cretinen-Anſtalt in Murau lalſo das dritte 
derartige Inſtitut in Steiermark) in ämtlicher Behandlung. 

Auch bei Verfaſſung des Programmes dieſes Inſtitutes hat die 
Anſtalt zu Ecksberg als Muſter gegolten. Der Zweck iſt, Kinder von 
allen Arten, auch am tiefſten Cretinismus leidende aufzunehmen, ſelbe zu 


Erlaſſe vom 10. Juli 1879, 


verpfl „die Bildungsfähigen zu unterrichten und nach Möglichkeit „ R 5 . 
al deftigen 3 0 e en, lung erhalten hätte; auch in dem ärztlichen Parere wird für den Ein— 


zubilden. Die Wirkſamkeit ſoll eine mediciniſch-pädagogiſche fein und es ſoll 
der geiſtige und leibliche Zuſtand aller Pfleglinge ſo viel als möglich 
gebeſſert werden. Zum erſten Anfange follen 6 bis 10 arme weibliche Ere- 
tinen von allen Religionsbekeuntuniſſen aufgenommen werden. Ueberhaupt 
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finden Aufnahme Cretinen nach zurückgelegtem erſten Jahre, Geiſtes⸗ 


ſchwache, Blödſinnige und Idioten (auch Erwachſene). Der Hausarzt ent— 
ſcheidet über die Eignung zur Aufnahme. Den Religionsunterricht ertheilt 
der Hausprieſter, den Elementarunterricht eine Lehrerin (Schweſter). 


Wenn man die in ähnlichen Anſtalten anderer Länder gemachten 
Erfahrungen, dann die Natur und das Weſen von Idioten- und Cre— 


tinen⸗Anſtalten ins Auge faßt, wenn man bedenkt, daß durch ſie die 


Taubſtummen⸗Lehranſtalten einerſeits, daun die Landes⸗Siechen- und die 
ſtädtiſchen Verſorgungshäuſer andererſeits von nicht dahin gehörigen 
Individuen entlaſtet, vielleicht ſogar in ſpäterer Zeit die Verſorgungs⸗ 
pflicht mancher Gemeinde erleichtert oder wenigſtens ihr diesfälliger 
Aufwand ein zweckentſprechender werden kann, wenn man endlich die 
humanitäre und in letzterer Linie die durch die Populationsverhältniſſe 
bedingte wirthſchaftliche Frage würdigt, ſo kann wohl kein Zweifel 
obwalten, daß die nunmehr in Steiermark zur Verwirklichung gelan— 
gende, allerdings zunächſt der Privatwohlthätigkeit vorbehaltene Errich— 
tung ſolcher Anſtalten die regſte Förderung von Seite der Staats- und 
Landesverwaltung, ſowie von Seite der Gemeinden und der Bevölke— 
rung überhaupt verdient, daß dadurch 


namentlich in den gebirgigen Gegenden der Alpenländer abgeholfen 


werde, und daß dieſe Frage einem ernſten Studium von Seite der 
berufenen Organe unterzogen werden müſſe. 

Von vorneherein ſcheint feſtzuſtehen, daß Anſtalten angeſtrebt werden 
ſollen, die ſich einerſeits die Erziehung bildungsfähiger Idioten, ander⸗ 
ſeits die Verſorgung von Cretinen zum Ziele ſetzen. 


Es bedarf keiner näheren Erörterung, wie ſchwierig und Opſer 


heiſchend die damit geſtellte Aufgabe fei, fo daß ihr ſich zu unter 
ziehen, thatſächlich in Steiermark zunächſt nur jene Congregationen den 
Beruf in ſich fühlen, die, an die harte Krankenpflege gewohnt, ſich 
auch 
können. 

Es wäre wünſchenswerth, wenn die Landes-Sanitätsbehörden in 
den einzelnen Kronländern den Gegenſtand namentlich in der Richtung 
der Berathung unterzögen, ob es zweckentſprechender ſei, die Bildung 
der Idioten und die Verſorgung der Cretinen als zwei heterogene 
Aufgaben zu trennen oder bei der Schwierigkeit, eine ſcharfe Grenze 
zwiſchen den beiden Krankheiten bei ihren thatſächlichen vielfachen 


) Dieſe Anſtalt iſt eine unter der Oberaufficht des Staates ſtehende 
ln die 1852 eröffnet wurde und dermalen über 200 Pfleg⸗ 
linge zählt. 


die Leiſtungsfähigkeit zur Erreichung dieſer Zwecke zutrauen 


Abſtufungen zu ziehen, die beiden Abtheilungen dieſer Humanitätspflege 
in eine Anſtalt zu vereinen, — es möge ferner auf Grund der geſam— 
melten Daten über die erzielten Erfolge ein Muſterſtatut ausgearbeitet, 
insbeſondere aber für jedes einzelne Land die Frage ſtudirt werden, 


an welchen Orten ſich die Errichtung dieſer Anſtalten am meiſten 
Der Convent hat ebenfalls eine öffentliche Sammlung durchgeführt 


empfiehlt. 

Den Landesſtellen und Landesausſchüſſen dürfte aber dieſe Ange⸗ 
legenheit wichtig genug erſcheinen, um, einerſeits die Sanitätszwecke 
fördernd, anderſeits die Verſorgungspflicht der Gemeinden berückſichtigend, 
organiſatoriſch bei der Privat-Wohlthätigkeitspſlege und die thatkräftige 
Unterſtützung der Bevölkerung anregend einzuwirken. 


Mittheilungen nus der Praxis. 


Bei Krankenverpflegskoſten erſcheint das beſtehende Dienſtver⸗ 
hältniß und nicht die Spitalsbedürftigkeit maßgebend. 

C. Sch. ſtand vom 31. December 1877 bis 31. December 1878 
in Dienſten des J. M. in G.; vom 14. Jänner 1879 bis 24. Februar 
war ſie, an einem Bron chialkatarrhe leidend, im allgemeinen Kranken⸗ 
hauſe zu G. in ärztlicher Behandlung; wie ſich aus ihren Angaben, 
ſowie denen des Gemeindevorſtehers von M. ergibt, hatte ihre Krank⸗ 
heit jedoch ſchon im Spätherbſte 1878 begonnen, ohne daß ſie, trotz 
ihres Begehrens, von ihrem Dienſtgeber Pflege und ärztliche Behand— 


tritt ihrer Erkrankung die Zeit vor dem 31. December 1878 als dem 
Tage ihres Dienſtaustrittes angeführt. Die Bezirkshauptmannſchaft G. 
verurtheilte den J. M. unterm 26. Mai 1879, Z. 3628, zur Zah⸗ 
lung der Verpflegskoſten per 19 fl. 60 kr. 

Dieſes Erkenntniß wurde im Recurswege von der Statthalterei 
unterm 29. Juni 1879, Z. 8547, beſtätigt. 

Das Miniſterium des Innern hat jedoch mit Erlaß vom 8. Oc— 
tober 1879, Z. 13.409, über Recurs des J. M. die Statthalterei⸗ 
entſcheidung behoben und ſohin den Genannten von der auferlegten 
Zahlungspflicht losgezählt, weil C. Sch. zur Zeit ihrer Aufnahme in 
das allgemeine Krankenhaus in G. ſich nicht mehr im Dienſte des 
Recurrenten befunden hat. 


Anmerkung des Einſenders. Während nach früheren Ent- 
ſcheidungen des Miniſteriums des Innern das Vorhandenſein des Krank— 
heitskeimes während des beſtehenden Dienſtverhältniſſes ſchon als Erkran⸗ 
kung im Dienſte angeſehen wurde (Miniſterialerlaß vom 24. September 


1869, 3. 14.218, Zeitſchrift für Verwaltung 1869, S. 191), weiters 


auch bei Erkrankungen, deren Urſache ein chroniſches Leiden iſt, der 
Dienſtgeber, in deſſen Dienſte die Spitalsbedürftigkeit eingetreten, zah⸗ 


lungspflichtig erſchien (Miniſterialerlaß vom 18. Mai 1872, 3 5257, 
Zeitſchrift für Verwaltung 1872, S. 146, dann Erlaß des Miniſteriums 


einem wahren Bedürſniſſe des Innern an die Statthalterei in Graz vom 5. Mai 1878, 4. 3453) 


wird in neuerer Zeit auf das Moment des beſtehenden Dienſtverhält⸗ 
niſſes Gewicht gelegt, wie der oben mitgetheilte Fall und auch eine an 


die Statthalterei in Wien ergangene Entſcheidung der genannten Central⸗ 


ſtelle vom 18. November 1879, Z. 14.378, beweiſt, wornach ein 
Dienſtgeber von der Zahlungspflicht losgeſprochen wurde, weil der Ein⸗ 
tritt ſeiner Magd in das Spital erſt an dem auf die Löſung des 
Dienſtverhältniſſes folgenden Tage ſtattfand. F. R. 


Es beſteht kein Geſetz, welches einem Ordensprofeſſen, der das 
Gelübde der Armuth abgelegt hat, das Necht entzieht, unter 
Lebenden in Betreff der in ſeinem Beſitze befindlichen Sachen Ver⸗ 
träge abzuſchließen oder Sachen zu erwerben. Zu 37 a. b. G. B. 

Die A. klagte den ritterlichen Kreuzherren-Orden zum rothen 
Stern in Prag auf Zahlung von 5398 fl. 51 kr. In erſter Inſtanz 
wurde der Klage gegen dem ſtattgegeben, daß durch den Haupteid 
erwieſen wird, daß der Pater M. der A. die in der Klage bezeichneten 
drei Spareaſſebücheln mit einer Geſammteinlage von 5398 fl. 51 kr. 


übergeben und ihr mit den in der Klage angeführten Worten geſchenkt 
habe. Grün de: „Die Klägerin behauptet, daß ſie bei dem Pater M., 


Mitglied des geklagten Ordens, durch 24 Jahre, während derſelbe als 
Pfarrer, beziehungsweiſe Adminiſtrator in X. beſtellt war, als Wirth⸗ 
ſchafterin bedienſtet geweſen iſt; daß ſie, als M. in das Prager Ordens⸗ 


haus zurückkehrte, gleichfalls in das Ordenshaus gezogen und ihn fort⸗ 
während bis zu feinem Tode gepflegt habe; d ß M. fie in den erſten 
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nung der Ordensſtatuten ausgeſprochen iſt. Das Hofdecret vom 23. März 
1809, J. G. S. Nr. 887, erklärt Vermögensanordnungen zu Gunſten 


Tagen des Jahres 1874 zu feinem Krankenbette gerufen, ihr die drei | der des Erwerbes unfähigen Profeſſen noch ferner ungiltig und 


Sparcaſſebücher mit den in der Klage angeführten Worten als Geſchenk 


wirkungslos; eine gleiche Beſtimmung enthält das Hofdeeret vom 


in das Eigenthum übergeben habe; und daß dieſe Bücher ſich ſeither 27. April 1816, J G. S. Nr. 1235. Selbſt im Falle der beſchränk⸗ 
in ihrem Beſitze befunden haben. Da nun über das Geſuch des geklag— | ten Erwerbsfähigkeit einzelner Klöſter werden Mitglieder derſelben von 


ten Ordens vom 25. Juni 1874, in welchem angegeben war, daß ſich 
dieſe Sparcaſſebücher noch kurz vor dem am 20. Februar 1874 erfolgten 
Ableben des M. in deſſen Beſitz befunden haben und in Verluſt gera- 
then ſind, amortiſirt wurden und der geklagte Orden die Einlage in 
der Sparcaſſe behoben hat, jo habe derſelbe ihr den eingehobenen 
Betrag von 5398 fl. 51 kr. zu erſetzen. Für die Entſcheidung des 


Rechtsſtreites iſt die Behauptung der Schenkung ausſchlaggebend und 


falls die Klägerin dieſen Umſtand erweiſt, iſt ihr Begehren gegründet. 
Der geklagte Orden wendet ein, daß Pater M. als Ordensmitglied, 
welches das ſeierliche Gelübde der Armuth abgelegt hat, gar nicht 
berechtigt und beſähigt war, eigenes Vermögen zu erwerben oder über 
ein Vermögen irgend welche rechtliche Verfügungen zu treffen, nament⸗ 
lich Schenkungen zu machen, da nach den Ordensregeln die Ordens— 
mitglieder, welche insgeſammt das feierliche Gelübde der Armuth ab— 
zulegen haben, nicht berechtigt und befähigt ſind, ohne beſondere Er— 
laubniß ihrer Vorgeſetzten irgend welche vermögensrechtlichen Verfügungen, 
ſei es unter Lebenden oder auf den Todesfall, mit einziger Ausnahme 
von Liebesgaben an Arme bis zum Maximalbetrag von 40 fl. zu 


treffen und daß daher die angebliche Schenkung des M. ungiltig iſt. 


e dieſe Einwendung iſt nicht begründet. Für die Beurtheilung der 
Privatrechtsfähigkeit der Ordensperſonen iſt zunächſt das a. b. G. B. 


entſcheidend und dieſes Geſetz enthält keine Beſtimmung, daß Ordensper⸗ 


ſonen unfähig ſind, Verträge zu ſchließen, insbeſondere vermögensrechtliche 
Uebertragungen unter Lebenden vorzunehmen. Wenn in politiſchen Ver⸗ 


ordnungen feſtgeſtellt wird, daß Ordensgeiſtliche zur Erwerbung von 
fo kann 


Vermögen und zur Verfügung darüber nicht berechtigt ſind, 
dies von keinem Einfluß für das Rechtsverhältniß zwiſchen der Klägerin 
und dem geklagten Orden ſein; denn wenn auch dem Pater M. ein 
geſetzliches Hinderniß zur Erwerbung der Sachen nach 8 356 a. b. G. B. 
entgegengeſtanden ſein ſollte, ſo iſt doch kein ſolches Hinderniß rückſicht— 
lich der Klägerin vorhanden, und da die Klägerin durch die geichehene 
Schenkung den Titel zum Eigenthum nach § 424 a. b. G B. dar⸗ 
gethan hat, da fie im Beſitze der Sparcaſſebüchel ſich befand und der 
geklagte Orden nicht einmal behauptet, je die Sparcaſſebüchel oder die 
eingelegten Gelder beſeſſen zu haben, ſo iſt die Klägerin kraft des Beſitz⸗ 
titels nach §S 372 a. b. G. B. als die wahre Eigenthümerin zu halten. 
Daran kann die Verpflichtung des Pater M., welche er angeblich gegen 
den Orden hatte, die in feinen Beſitz gelangten Gelder an den Orden 
abzugeben, nichts ändern, weil, wie bemerkt, der Orden niemals in 
den Beſitz der Gelder gekommen iſt und daher daran kein Eigenthum 
erworben hat. Auch die weitere Einwendung des geklagten Ordens, daß 
die Sparcaſſebüchel amortiſirt worden ſind, iſt nicht begründet, weil 
der Orden durch die von ihm veranlaßte Einleitung des Amortiſations— 
verfahrens keinen Rechtstitel zu den Sparcaſſebücheln erlangt hat.“ 


Auf die Appellation des Geklagten wurde die Klägerin vom Ober- 


gerichte mit ihrem Begehren abgewieſen. Gründe: „Es kann nicht 
behauptet werden, daß es kein Geſetz gibt, wodurch Ordensperſonen, die 
das Armuthsgelübde abgelegt haben, zum Eigenthumserwerb und zum 
Abſchluſſe vermögensrechtlicher Verträge unfähig erklärt werden. Denn 
das Kundmachungspatent zum allg. bürgl. Geſetzbuche erklärt im 


gegenſtände kundgemachten, die Priwatrechte beſchränkenden oder näher 
beſtimmenden Verordnungen, wenn auch im a. b. G. B. ſich darauf 
nicht ausdrücklich bezogen wird, in Kraft bleiben, und der § 539 
a. b. G. B. läßt insbeſondere die politiſchen Vorſchriften bezüglich der 
Erbfähigkeit der geiſtlichen Gemeinden und deren Mitglieder in Kraft 
fortbeſtehen. Zu den nach Artikel IX des Kundmachungspatentes in 
Giltigkeit verbliebenen Geſetzen gehören die auf ſtaatsrechtlich anerkannten 
religibſen Grundlagen beruhenden Geſetze über die todte Hand In 


dieſes Bereich fallen die Vorſchriften über die geiſtlichen Gemeinden, 


welche der Staat nicht blos beſtehen läßt, ſondern die er ſogar geſetz— 
lich regelt, deren Statuten er genehmigt, und rückſichtlich deren er viel⸗ 
fache Ausnahmen von den bürgerlichen Geſetzen ſanctionirt, was nur 
darum geſchehen kann, weil die Beſtimmungen der geistlichen Orden als 


giltig anerkannt werden, womit mittelbar auch die ſtaatliche Anerken- 


dem Augenblicke an, da fie feierliche Kloſtergelübde abgelegt haben, als 
unfähig erklärt, Vermögen zu erwerben (Hofdecret vom 7. Juni 1833, 
J. G. S. Nr. 2618). Aus dem bezüglich der Redemptoriſten-⸗Congre⸗ 
gation erlaſſenen Juſtizhofdecrete vom 9. Jänner 1843, J. G. S. 
Nr. 670, folgt, da auf deren blos einfache Gelübde hingewieſen wird, 
die bleibende Beſchränkung der Ordensmitglieder, welche das Gelübde 
der Armuth abgelegt haben. Es beſteht kein Geſetz, welches die poli- 
tiſch⸗religiöſen, die Erwerbsfähigkeit der Ordensprofeſſen einſchränkenden 
Verordnungen aufhebt. Es kann nicht geſagt werden, daß der Orden 
durch die ſtatutenmäßige Aufhebung der perſönlichen Freiheit der Or— 
densmitglieder bezüglich der Vermögenserwerbung und Uebertragung 
einen Eingriſſ in die bürgerliche Geſetzgebung begeht, weil die Statuten 
jedenfalls mittelbar behördlich genehmigt und die diesfälligen politiſchen 
Verordnungen in Geltung geblieben ſind. Da der Ordensprofeß in 
geſetzlich zuläſſiger Weiſe freiwillig ſich den Ordensſtatuten unterwirft, 
hiedurch vom Staate anerkannte und geſetzlich geſchützte Verpflichtungen 
gegen den Orden eingeht, fo kann von einer geſetzwidrigen Einſchrän⸗ 
kung der perſönlichen Freiheit der Ordensmitglieder nicht geſprochen 
werden. Daß die Statuten für die Mitglieder des geklagten Ordens, 
welche das Ordensgelübde abgelegt haben, das votum paupertatis und 
hiedurch die Einſchränkung in Betreff der Vermögenserwerbung und 
Uebertragung feſtſetzen, geht aus den für dieſen Orden geltenden 
„Regulae Scti. Augustini, statu a, constitutiones“ klar hervor. 
Den betreffenden Statuten hat die Statthalterei in Prag am 15. Mai 
1877 die Clauſel beigefügt, daß auf Grundlage der Beſtätigung des 
Prager fürſterzbiſchöflichen Conſiſtoriums dieſe Regeln, Statuten und 
Conſtitutionen des ritterlichen Kreuzherren-Ordens mit dem rothen 
Sterne zu Prag als kirchlich giltiges Verzeichniß der Statuten anzu⸗ 
ſehen ſind; darin liegt die mittelbar politiſche Beſtätigung der Statuten, 
welche ſomit für die Ordensmitglieder bindend ſind. Laſſen ſchon dieſe 
Statuten den Sinn und Umfang des votum paupertatis klar erkennen 
und findet in denſelben das votum paupertatis, die communio 
bonorum, der Ausſchluß der Vermögensproprietät der Ordensbrüder, 
den beſtimmten Ausdruck, ſo iſt insbeſondere durch das Zeugniß des 
fürſterzbiſchöflichen Conſiſtoriums in Prag erwieſen, daß die Mit— 
glieder des geklagten Ordens nach den Ordensregeln das Gelübde 
der Armuth abzulegen haben und daß ſie hienach ohne Erlaubniß 


ihrer Vorgeſetzten zu vermögensrochtlichen Verfügungen unter Lebenden 


oder auf den Todesfall, insbeſondere zu Schenkungen, mit Ausnahme von 
Liebesgaben an Arme im Meiſtbetrage von 40 fl. nicht berechtigt und nicht 
befähigt ſind. Erwieſen iſt, daß Pater M. das Gelübde der Armuth abgelegt 
hat, daß dieſes Gelübde ein feierliches war, daß er als Ordensmitglied 
in den geklagten Orden aufgenommen wurde und daß er zur Zeit der 
angeblichen Schenkung ſich im Verbande dieſes Ordens befand, Pater 
M. war demzufolge nicht befähigt, die Sparkaſſe⸗Einlagen für ſich zu 
erwerben und darüber giltig zu verfügen, und konnte daher die Spar- 
caſſebücheln nicht der Klägerin in das Eigenthum übertragen, und die 
Klägerin konnte dieſelben nicht mit Rechtsfolgen annehmen, deſſen ſich 


dieſelbe auch bewußt war, was daraus hervorgeht, daß ſie, wegen Ab— 
gang der Sparcaſſebücheln beim Strafgerichte angezeigt, anfänglich den 
Artikel IX ausdrücklich, daß die über politiſche, Cameral⸗ oder Finanz. 


Beſitz derſelben leugnete und dann erſt die Behauptung der geſchehenen 
Schenkung aufſtellte. Die Klägerin hat den Rechtstitel zum Eigenthum 
nicht erwieſen, die rechtliche Uebertragung nicht dargethan. Der bloße 


Beſitz bildet hier um fo weniger einen Rechtstitel zur Eigenthumsklage 


(S 369 a. b. G. B.) oder zur Klage aus dem rechtlich vermutheten 


Eigenthum ($ 372 a. b. G. B.), als ihr Beſitz ein unrechtmäßiger, 


unredlicher und unechter iſt (§S 316, 317, 326, 345 a. b. G. B.).“ 
Die Klage mußte ſomit zurückgewieſen werden. 

Der k. k. oberſte Gerichtshof beſtätigte mittelſt Entſcheidung vom 
1. October 1879, 3. 6266, über die Reviſionsbeſchwerde der Klägerin 
das Urtheil der erſten Inſtanz. Gründe: „Die vorliegende Klage kann 


nur als eine Eigenthumsklage aufgefaßt werden, für welche die Beſtim⸗ 


mungen des $ 372 a. b. G. B. eintreten, indem Klägerin nach der 
Proceßlage den giltigen Titel und die echte Art, wodurch ſie in den 
Beſitz der Sparcaſſebücheln gelangte, zu erweiſen ſich erboten hat, und 


kann bei der Reſultatloſigkeit der gegen die Klägerin geführten Straf- 
unterſuchung bei allfälliger Erweiſung des von ihr behaupteten Titels 
und der Erwerbungsart der Beſitz der Klägerin in keiner Weiſe als 
ein unredlicher und unrechtmäßiger angeſehen werden. Die Einwendung 
des geklagten Ordens, welche er aus der Eigenſchaft des Pater M. 
als Ordensmitglied erhebt, ſind von keinem Gewichte, indem, wie der 
erſte Richter erörterte, kein Geſetz beſteht, welches einem das Gelübde 
der Armuth leiſtenden Ordensprofeſſen das Recht entzieht, unter Leben⸗ 
den in Betreff der in feinem Beſitz befindlichen Sachen Verträge abzu⸗ 
ſchließen oder Sachen zu erwerben; der geklagte Orden ſelbſt zugeſteht, 
daß Pater M. im Beſitze der Sparcaſſebücheln geweſen iſt, ſetbe ſomit 
erworben hatte und die Ordensſtatuten nur das Verhältniß der einzel- 
nen Ordensmitglieder zu der bezüglichen Ordensgenoſſenſchaft, im vor⸗ 
liegenden Falle aber nicht jenes der Klägerin zu dem geklagten 
Orden regeln, und nicht überſehen werden kann, daß gewiſſermaßen 
der geklagte Orden, entgegen dem Hofvecrete vom 23. März 1809, 
J. G. S. Nr. 887, eine unzuläſſige Eigenthumserwerbung durch das 
Medium des Ordensproſeſſen Pater M. vornahm und die Behauptung 
des geklagten Ordens, daß durch das Concordat die Amortiſationsgeſetze 
aufgehoben und nicht reactivirt wurden, durch den Art. I und § 31 
des Geſetzes vom 7. Mai 1874, R. G. Bl. Nr. 50, welches Geſetz 
bereits zur Zeit des eingebrachten Amortiſtrungsgeſuches vom 25. Juni 
1874 ſeit 13. Mai 1874 in Wirkſamkeit getreten war, die Wider- 
legung findet.“ Das erſtrichterliche Urtheil, wonach der Ausgang des 
Proceſſes von dem Haupteid über die behauptete Schenkung abhängig 
gemacht wurde, iſt im Geſetze vollkommen begründet. Ger. ⸗Ztg. 


Geſetze und Berordnungen. 
1879. IV. Quartal. 


Reichsgeſetzblatt für die im Reichsrathe vertretenen Königreiche 


und Länder. 
III. Stück. Ausgeg. am 23. December. 

136. Geſetz vom 20. December 1879, betreffend die Herſtellung eines 
gemeinſamen Zollverbandes mit Bosnien und der Herzegowina. 

137. Geſetz vom 20. December 1879, betreffend die Einbeziehung des 
Zollausſchluſſes Iſtrien und des beſonderen Zollgebietes Dalmatien in das all— 
gemeine öſterreichiſch⸗ungariſche Zollgebiet. 

138. Geſetz vom 20. December 1879, betreffend die Aufhebung des Zoll- 
ausſchluſſes von Brody. 

139. Geſetz vom 20. December 1879, wegen Einführung der Verzehrungs⸗ 
ſteuer von der Erzeugung von Bier, Branntwein und Zucker in dem Zollausſchluſſe 
von Iſtrien und in Dalmatien, ferner von der Erzeugung von Branntwein und 
Zucker in dem Zollausſchluſſe von Brody. 

140. Geſetz vom 20. December 1879, betreffend die Zuſtimmung zur Ein- 
beziehung der zu den Ländern der ungariſchen Krone gehörigen Zollausſch lüſſe 
von Martinſchizza, Buccari, Portors, Zengg, Carlopago in das allgenieine öfter 
reichiſch⸗ungariſche Zollg ebiet. 

LIII. Stück. Ausgeg. am 23. December. 

141. Erklärung der öſterreichiſch-ungariſchen und der franzöſiſchen Regie— 
rung vom 20. November 1879, über die Verlängerung der proviſoriſchen Handels⸗ 
convention vom 20. Janner 1879 (R. G. Bl. Nr. 25). 

142. Geſetz vom 20. December 1879, womit die Regierung ermächtigt 
wird, den Handelsvertrag mit dem Deutſchen Reiche vom 16. December 1878 
bis längſtens 30. Junt 1880 zu verlängern, eventuell im Verordnungswege die 
bezüglichen Verkehrsverhältniſſe proviſoriſch zu ordnen. 

143. Geſetz vom 17. December 1879, betreffend die Verlangerung der 
Wirkſamkeit des Geſetzes vom 3. März 1868 über die Gebühren- und Stempel 
freiheit bei Arrondirung von Grundſtücken. 


144. Geſetz vom 20. December 1879, betreffend die Forterhebung der 


Steuern und Abgaben, dann die Beſtreitung des Staatsaufwandes in der Zeit 
vom 1. Jänner bis Ende März 1880. 


145. Geſetz vom 20. December 1879, womit die Wirkſamkeit der in den 


88 11 und 13 des Wehrgeſetzes vom 5. December 1868 (R. G. Bl. Nr. 151), 


in Betreff des Kriegsſtandes des ſteyenden Heeres und der Kriegsmarine, dann 
in Betreff der Recrutencontingente für beide Staatsgebiete der Monarchie enthal⸗ 
tenen Beſtimmungen bis zum Schluſſe des Jahres 1889 verlängert wird. 
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146. Verordnung des Miniſteriums des Innern vom 3. December 1879, 

betreffend Abänderungen der öſterreichiſchen Arzneitaxpreiſe. 
LIV. Stück. Ausgeg. am 31. December. 

147. Kundmachung des Finanzminiſteriums vom 14. December 1879, 
betreffend die Auflaſſung des k. k. Nebenzollamtes II. Claſſe zu Eliſenthal in 
Böhmen. 

148. Verordnung der Miniſterien der Finanzen und des Handels vom 
20. December 1879, betreffend die Controlpflichtigkeit gewiſſer Artikel im Grenz⸗ 
bezirke Dalmatiens. 

149. Kundmachung des Handelsminiſteriums vom 21. December 1879, 
betreffend die Uebertragung der Conceſſion der Brünn⸗RoſſitzerEiſenbahn an die 
privilegirte öſterreichiſche Staatseiſenbahn⸗Geſellſchaſt. 

150. Verordnung der Miniſterien der Finanzen und des Handels vom 
27. December 1879, behufs Durchführung einiger Beſtimmungen des Geſetzes 
vom 20. December 1879 (R. G. Bl. Nr. 52), betreffend die Einbeziehung Bos⸗ 
niens und der Herzegowina in das allgemeine öſterreichiſch-ungariſche Zollgebiet. 

151. Verordnung der Miniſterien der Finanzen und des Handels vont 
27. December 1879, behufs Durchführung einiger Beſtimmungen des Geſetzes 
vom 20. December 1879 (R. ©. Bl. Nr. 52), betreffend die Einbeziehung Iſtriens 
und Dalmatiens in das allgemeine öſterreichiſch-ungariſche Zollgebiet. 

152. Verordnung der Miniſterien der Finanzen und des Handels vom 
29. December 1879, wegen der Controlpflichtigkeit des Caffees im Grenzbezirke 
an der Iſtrianer proviſoriſchen Zwiſchenzolllinie. 

LV. Stück. Ausgeg. am 31. December. 

153. Uebereinknnft zwiſchen Oeſterreich⸗Ungarn und Italien vom 2. October 
1879, betreffeud die Eiſenbahnanſchlüſſe bei Cormons, Ala und Pontaſel. 
Landes⸗Geſetz- und Verordnungsblatt für das Erzherzogthum 

Oeſterreich unter der Enns. 
XX. Stück. Ausgeg. am 7. October. 

33. Kundmachung des k. k. Statthalters im Erzherzogthume Oeſterreich 
unter der Enns vom 21. September 1879, Z. 29.937, betreffend die vollzogene Neu⸗ 
conſtituirung der im politiſchen Bezirke Wiener⸗Neuſtadt gelegenen Ortsgemeinde 
Stollhof. 

XXI. Stück. Ausgeg. am 9. October. 

34. Verordnung des Juſtizminiſteriums vom 19. September 1879, 
Z. 14.511, betreffend die Ausdehnung der Gerichtsbarkeit in Strafſachen des 
ſtädtiſch⸗delegirten Bezirksgerichtes Alſergrund auf den Sprengel des ſtädtiſch⸗dele⸗ 
girten Bezirksgerichtes Joſefſtadt in Wien. 

(Fortſetzung folgt.) 


Perſon alien. 

Seine Majeſtät haben den Generalmajor Guſtav Grafen Kälnoky de 
Köröspatak unter taxfreier Verleihung der Geheimrathswürde als Botſchafter 
beim 90 A 4355 beglaubigt. 

eine Majeſtäl haben den a. o. Geſandten Carl Freiherrn v. ran⸗ 
kenſtein von Dresden nach Kopenhagen berufen und N echt 
Kategorie Anton Grafen Wolkenſtein-Troſtburg zum a. o. Geſandten in 
Dresden ernannt. j 

Seine Majeſtät haben die Verſetzung des Conſuls Benediet Ro w 
von Cork⸗Queenſtown nach Syra genehmigt, ferner den Viceconſul Dr 
Peter Cozzi in Venedig zum Conſul in Mailand, ſowie die bei den Conſulaten 
in Adrianopel und Moſtar zugetheilten Conſulareleven Richard Hickel und 
Emerich Pietſchka zu Viceconſuln auf ihren dermaligen Poſten ernannt und 
ſchließlich dem Viceconſul Alexander Edlen v. Fontana in Genua den Titel 
und Charakter eines Conſuls verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem k. u. k. Conſul Conrad Stadler in Bukareſt 
das Ritterkreuz des Franz Joſef⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Bezirkshauptmann in Brünn Conrad S chröt⸗ 
ter den Titel und Charakter eines Statthaltereirathes taxfrei verliehen 

Seine Majeſtät haben den Schiffsagenten Anton Morovich zum 
unbeſoldeten Viceconſul für Cork⸗Queenſtown ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem früheren Bürgermeiſter der Stadt Bozen 
Joſef Schueler das Ritterkreuz des Franz Joſef⸗Ordens verliehen. 

Der Miniſter des Aeußern hat den abſolvirten Stiftling der k. u. k. 
orientaliſchen Akademie Joſef Rohm Ritter v. Hermanſtädten zum 
Conſulareleven ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den Secretär der Forſt⸗ und Domänen⸗ 
Direction in Wien Dr. Friedrich Wildgans zum Miniſterial⸗Viceſeeretär im 
Ackerbaumtniſterium ernannt. 


ne en 


Erledigungen. 
Sanitätsaſſiſtentenſtelle im oberöſterreichiſchen Sanitätsdienſte mit 500 fl. 
Adjutum, bis 15. Februar. (Amtsbl. Nr. 22.) 
Zolleinnehmersſtelle beim k. k Nebenzollamte in Haibach, eventuell eine 
andere Zolleinnehmersſtelle in Oberöſterreich in der eilſten Rangsclaſſe mit 
Naturalwohnung gegen Caution, bis Ende Februar (Amtsbl. Nr. 24.) 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


